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06 aber der §. 43 dahin abzuändern ſei, daß das auf den

Unterlehrer fallende Schulgeld nur für Aufbeſſerung der Lehrergehalte

icht aber für ſonſtige Schulzwecke verwendet werden dürfe ;

c) daß bei der Berechnung der Penſionen der Werth der freien

Wohnung des Lehrers als firer Beſold theil mit eingerechnet

der Zeitpunkt von welchem an die Dienſtjahre anzurechnen

if Neue in C igung gezogen werd

II. Da jedoch durch die obigen Anträge den Bedürfniſſen für den

n kann , ſo ſpricht die Kam
U Rotitignen In das * f —

mer bei Ueberwei teſer P tonen an das Yrof taats

miniſterium de 8 h aus, daß, bis jene Gehaltserhöhungen ein

treten köl inſtweilen durch Alterszulagen an ſolche Lehrer

veiten Klaſſe , welche vermöge ihres Dienſtalters und

die nächſten Anſprüche auf Beförderung haben

edürfniß abgeholfen , und zu dem Ende , wo mög⸗
lich ie Summe von jährlichen 10,000 fl. in das laufende

Budget als vorübergehende Poſition aufgenommen werde )

Die Verfaſſung und die zweite Kammer von 1842 ,

Karl Mathy

Das unterſcheidende Me der konſtitutionellen Monarchie

von der unbeſchränkten beſteht darin , daß Volksrechte ausdrücklich

anerkannt und von einer Volksvertretung ausgeübt werden . Die

deutſchen Stämme waren nie rechtlos , der Staatsgewalt gegenüber
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und hatten wohl verdient , daß nach Auflöſung des Reichsverbandes

und nach dem Sturze der napoleon ' ſchen Gewaltherrſchaft ihnen ein

Rechtszuſtand garantirt wurde . Der 13. Artikel der Bundesakte be

ſtimmt , daß in allen Bundesſtaaten eine landſtändiſche Verfaſſung

ſtatt finden wird . Nach Art . 54 der Schlußakte hat die Bundes —

verſammlung darüber zu wachen, daß dieſe Beſtimmung in keinem

Bundesſtaate unerfüllt bleibe . Der edle Geber der badiſchen Ver —

faſſung hatte die Beſtimmung des 13 . Artikels erfüllt , noch ehe die
Schlußakte erlaſſen wurde und die neue Verfaſſung half die da

mals bedrohte Integrität des Landes ſchirmen .

Das monarchiſche Prinzip wird durch die Anerkennung vonVolks

rechten nicht beeinträchtigt . Die geſammte Staatsgewalt bleibt in

dem Oberhaupte des Staates vereinigt und der Souverän kann

durch eine landſtändiſche Verfaſſung nur in der Ausübung be

ſtimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werden

Art . 57 der Schlußakte ) .
Die Verfaſſungen , welche Volksrechte anerkennen , bedingen da —

durch keineswegs eine Theilung der Hoheitsrechte ,ſie berufen das

Volk nicht zum Mitregieren ; dies war vielmehr hinſichtlich der pri

vilegirten Stände bei jenen alten ſtändiſchen Verfaſſungen der Fal

welche einzelnen Körperſchaften , Familien oder Perſonen Vorrechte

verliehen, wonach ſie die Regierungsgewalt mit dem Fürſten theilt

Das Staatsoberhaupt , welches ſich bei Ausübung beſtimmter

Rechte an die Mitwirkung der Stände bindet , iſt darum nicht min

der ſouverän , als das Oberhaupt eines Staates , der keine Reprä

ſentativ - Verfaſſung hat . Die Monarchie ohne Verfaſſung iſt häufig

durch die Einwirkung der Büreaukratie ſtark
beſchränkt , von wel

cher der Monarch , der dem Volke einen Theil dieſer Einwirkung

grundgeſetzlich überträgt , ſich ſelbſt und das Volk zu beiderſeitigem
Frommen emanzipirt.

Der Großherzog von Baden befreit keinen Badener von direk

ten oder indirekten Abgaben ( § .8 der Verf' ) , er läßt keine Auflage

ausſchreiben und erheben ohne Zuſtimmung der Stände ( §. 53 ) , er

läßt kein Anlehen machen , keine Domäne veräußern , ohne Zuſtim —

mung der Stände ( §. 57 und 58 ) . Dieſe Bedingungen der Aus

übung entziehen ihm nicht den geringſten Theil des Finanzhoheits

rechtes . Wer möchte wohl behaupten , daß der Großherzog die

Militärhoheit darum mit dem Volke theile , weil er bei Ausübung
derſelben durch Geburt und Religion keine Ausnahme der Militär

dienſtpflicht begründen will , oder die Juſtizhoheit , weil die Gerichte
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Die Anerkennung von Volksrechten und die gewiſſenhafte Aus —

übung derſelben von Seiten der Stände weit entfernt , das

monarchiſche Prinzip zu gefährden oder die Rechte der Krone zu

beeinträchtigen , ſind vielmehr eine weſentliche Stütze jenes Prin —

zips und eine weitere Gewaͤhrleiſtung dieſer Rechte ; dagegen be —

weist die Geſchichte , daß Verkennung der Volksrechte und Preis -

gebung derſelben durch ihre Vertreter der Monarchie noch nie —

mals Heil gebracht haben

Eine Folge der Repräſentativ - Verfaſſung iſt die Verantwort⸗

lichkeit der Miniſter ( § . 7 ) , nicht nur gegen den Souverän , ſon —

dern auch gegen die Stände ( §. 67 ) . Daher die Unterzeichnung

( Contraſignatur ) aller auf die Verfaſſung oder verfaſſungsmäßige
Rechte ſich beziehenden Verfügungen und Beſchlüſſe von einem oder

mehreren dieſer verantwortlichen Staatsdiener ( Geſetz vom 5. Ok —

tober 1820 , § . 4) .

Hierdurch bedingt ſich der große Vorzug der konſtitutionellen

Monarchie , daß bei Ausübung der verfaſſungsmäßigen Volksrechte

durch die Stände zur Verhütung des Mißbrauchs der Regierungs —
gewalt , nicht der Souverän , ſondern die Miniſter bei den Ver —

handlungen und in der öffentlichen Meinung dem Urtheile über

Regierungshandlungen blosſtehen , und daß ein Regierungsſyſtem ,
welches ſich als unzweckmäßig erweist , durch den Wechſel der Mi —

niſter leicht beſeitigt werden kann .

Eine weitere Folge des Repräſentativſyſtems iſt das Vorhan —

denſeyn einer Oppoſition . Das Gefühl eines Widerſtandsrechtes
iſt bei geiſtig und ſittlich erſchlafften Völkern erloſchen , im voll —

kommenſten Staate ohne Gegenſtand , ſonſt überall vorhanden . Im
Zuſtande der Fremdherrſchaft oder einheimiſcher Willkührherrſchaft
wirkt es verſteckt ; im Zuſtande der Geſetzloſigkeit gewaltſam * )

Es iſt abermals ein Vorzug der konſtitutionellen Monarchie , daß

ſie der Oppoſition einen geſetzlichen Wirkungskreis anweist , inner⸗

unabhängig ſind ( § §. 10

*) Le sentiment du droit de résistance avait péri dans l ' opprobre de
la société romaine et ne pouvait renaitre de ses débriss . . Ia
féodalité Ta fait rentrer dans les moeurs de IEurope . C' est Phonneur
de la civilisation de le rendre à jamais inactif et inutile ; c' est
Thonneur du régime féodal de Pavoir constamment professé et
défendu . “ Guizot , Cours d' histoire moderne , Ame leçon , p. 32.
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halb deſſen ſie dem allgemeinen Wohle förderlich iſt . Hier bringt
ſie die Bedürfniſſe und Beſchwerden der Geſammtheit und einzelner

Klaſſen zur Kenntniß der Regierung , und nöthigt dieſelbe ,mit Um —

ſicht und Weisheit zu handeln . Sollte eine Regierung durch fortge

ſetzte Handlungen ein Syſtem zu erkennen geben , welches gegen die

von der Verfaſſung anerkannten Rechte des Volkes gerichtet iſt , ſo

wird in einer pflichttreuen Kammer die Oppoſition gegen ein ſol —

ches Syſtem vorherrſchend werden

In Baden hat ſich die Verfaſſung nach dem in ihrem Eingange
ausgeſprochenen Wunſche des erhabenen Stifters bewährt als ein

Mittel , die Bande des Vertrauens zwiſchen Fürſt und Volk immer

feſter zu knüpfen und als der Weg , alle Staatseinrichtungen zu
einer höheren Vollkommenheit zu bringen . Alle Kammerverhand —

lungen , welche den Fürſten und Seine Familie betrafen , waren

der unverfälſchte Ausdruck der im Volke waltenden loyalen Geſin —
nungen und Gefühle der Liebe und Treue , welche durch keinen

Meinungszwieſpalt mit den Miniſtern jemals getrübt wurden . Die

Verhältniſſe der Saatsdiener im Civil und Militär fanden in den

Kammern jederzeit die Berückſichtigung , welche der Würde des

Amtes und dem Anſehen der Perſon gebührt . Niemals ſind die

Stände der Regierung entgegen getreten , wo es ſich um Maßre —

geln handelte zur Förderung des geiſtigen und materiellen Wohles

der Staatsangehörigen . Dagegen ſind mehrere der wohlthätigſten
Geſetze ſtändiſcher Anregung entfloſſen oder durch die ſtändiſchen
Berathungen verbeſſert worden . Die Vortheile der ſtändiſchen Wirk —

ſamkeit in Beziehung auf die Controle der Verwaltung , auf die

Einnahmen und Ausgaben des Staates , ſind zu oft und bis auf

die neueſte Zeit von der Regierung ſelbſt anerkannt worden , als

daß eine weitere Begründung nöthig wäre . Das Petitionsrecht
der Bürger war den Kammern ſtets heilig und ſie machten es ſich
zur Ehrenſache , keine Eingabe unerledigt zu laſſen . Wenn noch

manches Gebrechen aufrecht , mancher von der Zeit gebotene und

in deutſchen Nachbarſtaaten verwirklichte Fortſchritt ungethan blieb ,

ſo tragen die Kammern keine Schuld ; ſie haben es an Bitten , Mah⸗

nungen und Klagen nicht fehlen laſſen ;mehr können ſie nicht thun;
ſie können nur über die Vorlagen der Regierung berathen und be

ſchließen , aber nicht für ſich allein Geſetze machen und vollziehen .
Wer nicht Auge und Ohr gegen die Wahrheit abſichtlich ver —⸗

ſchließt , der wird zugeben müſſen , daß in allen den angedeuteten

Beziehungen und Richtungen die badiſche Regierung von Seiten
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der Kammern nicht nur keinen Widerſtand , ſondern große Willfäh —

rigkeit , zuvorkommende Anerkennung , zuweilen auch wohlthätigen
Antrieb erfuht .

Anders dagegen verhielt es ſich , ſo oft von Seiten der Regie —
rung Schritte geſchahen , welche als Eingriffe in die verfaſſungs —
mäßigen Rechte des Volkes erſcheinen mußten . Hier wurde Wider —

ſtand Pflicht , eine unangenehme , aber dennoch innerhalb der ver —

faſſungsmäßigen Schranken zu erfüllende Pflicht . Eine in der Ver —

gangenheit abgeſchloſſene Periode ungerechnet , haben die badiſchen

Kammern dieſe Pflicht der Abwehr vonUebergriffen ſtets erfüllt

und vergebens würde man ſich bemühen , mit Verkehrung aller Be —

griffe ihr Verfahren als Angriff auf die Rechte der Staatsgewalt
darzuſtellen . Eine ächte Staatsweisheit , welche dem konſtitutionel —
len Prinzipe aufrichtig zugethan iſt , wird in dem Vertheidigungs —
kampfe der Stände keine Feindſeligkeit gegen die Regierung erblicken ,
ſondern Widerſtand gegen Reaction ; ſie wird die Männer , welche
nach Pflicht und Gewiſſen jenen Kampf führten , nicht als Gegner
der Regierung anſehen , ſondern als Gegner eines unheilvollen , die

Verfaſſung bedrohenden Syſtems . Und wenn das Jahr 1842 in
Baden einen parlamentariſchen Kampf geſehen hat , härter als je

zuvor , ſo kam es daher , weil diesmal nicht , wie früher zuweilen ,
vereinzelte Maßregeln vorlagen , ſondern eine Reihe von Erſchei —
nungen ſich darſtellten , die in ihrem Zuſammenhange ein ganzes
Syſtem offenbarten , welches gegen verfaſſungsmäßige Rechte des
Volkes und der Stände planmäßig gerichtet war . Der Freund des

Vaterlandes, welches auch imUebrigen ſeine politiſchen Geſinnun —

gen ſeien , wird mit uns wünſchen müſſen , daß der moraliſche Ein⸗
druck der Verhandlungen der Landtage von 1841 und 1842 über
die Urlaubsfrage , das Manifeſt vom 5. Auguſt und die Wahl⸗
reſkripte , der Wiederkehr aller Anläſſe zu ähnlichen Vorgängen vor⸗

beugen möge , damit die glückliche Zeit wiederkehre , wo Regierung
und Stände Hand in Hand der Förderung des Staatswohles im
Geiſte der Verfaſſung ungeſtört ihre Kräfte widmen können

Unſere Abſicht iſt es nicht , den Streit wieder anzufachen oder

fortzuführen , und wenn wir in allgemeinen Umriſſen angedeutet ha
ben , daß die ſtändiſche Wirkſamkeit in Baden , im Einklang mit dem

grundgeſetzlich durch Anerkennung von Volksrechten ſanetionirten

Repräſentativſyſtem , keineswegs dem monarchiſchen Prinzip und den
Rechten der Staatsgewalt entgegen , ſondern ihnen und dem Lan

deswohl förderlich ſich geſtaltet hat , ſo geſchah es deßhalb , weil

1 *
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wir den Standpunkt zuerſt im Allgemeinen feſtſtellen mußten , von

welchem aus mehrere in Zeitungsartikeln und Druckſchriften bekannt

gewordenen Verſuche die Sache anders darzuſtellen , von unſerer

Seite angeſehen werden müſſen . Ein gänzliches Stillſchweigen hier —

zu beobachten , verbietet der Zweck dieſer Hefte ; eine vollſtän —

dige Widerlegung wird überflüſſig durch Hinweiſung auf die Ver —

handlungen , worin ſie ſchon gegeben iſt . Wir hoffen daher , indem

wir uns darauf beſchränken , einige weſentliche Momente hervorzuhe —

ben und zu beleuchten , unſere Aufgabe ein für allemal zu erledigen .
Die Schlußrede des Präſidenten Bekk pam Abend des 8. Sep —

tembers hatte ſich über die politiſche Seite der Verhandlungen in

einer Weiſe ausgeſprochen , die Niemand verletzen konnte ; ſie hatte

auf die Weisheit des Großherzogs und die Liebe , womit Höchſt

derſelbe ſein ganzes treues Volk umfaßt , hingewieſen , als ſicherſte

Gewähr einer baldigen völligen Herſtellung der früheren einträch —

tigen Verhältniſſe ; ſie hatte die Erwartung ausgeſprochen , daß jedes

Mitglied das Seinige beitragen werde , überall eine gegenſeitige nach —

ſichtige Beurtheilung zu befördern , da hierdurch allein das wahre

Gute gedeihen kann ; ſie ſchloß mit der richtigen Betrachtung , daß
＋ 4 * U 1 u 11 IuH 4

erſt eine ſpätere Zeit , welche den Zuſammenhang des Geſchehenen

Über

und ſeine Folgen unbefangen überſchaut , zu einem Urtheile fähig
iſt über den wahrhaftigen Werth , den eine Handlungsweiſe an ſich

oder unter den gegebenen Verhältniſſen für das Wohl des Volkes

wirklich hat .

Der Vortrag dagegen , womit Hr . Staatsrath Frhr . v. Rüdt am

folgenden Morgen den Schlußakt der Ständeverſammlung beglei

tete , wiederholte die oft gehörten und gewürdigten Anſchuldigungen

gegen die Mehrheit der zweiten Kammer , als habe ſie die Ver

faſſungstreue der Miniſter verdächtigt , ihre Beſchwerden gegen die —

ſelben auf anderem als verfaſſungsmäßigem Wege geltend machen

wollen , die Entfernung derſelben von ihren Stellen durch verfaſ —

ſungswidrige Mittel zu bewirken verſucht ; er ſah in den zur

Sicherung der Wahlfreiheit von den Vorſtänden der Mi

niſterien ergriffenen Maßregeln nur die Erfüllung einer denſelben

obgelegenen Pflicht und ſprach die feſte Zuverſicht aus , daß die

Räthe und Diener ſich durch die Anfeindungen und Beſchuldigun —
gen , denen ſie in der jüngſten Zeit ausgeſetzt geweſen , in der Er

füllung ihres ſchwierigen Berufs nicht werden irre machen laſſen .

Tröſtlicher für Diejenigen , welche eine baldige Herſtellung der

früheren einträchtigen Verhältniſſe aufrichtig wünſchen , lautete der
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Eingang , wonach Seine Königl . Hoheit der Großherzog den Kam

mern eröffnen ließ , daß die Umſicht und Gründlichkeit , womit ſie

bei der Prüfung und Berathung des Budgets und der übrigen Vor

lagen der Regierung zu Werk gegangen , Höchſt Ihren Erwartungen
ußund Wünſchen vollkommen entſprochen haben ; ſodann der Schl

Höchſtdieſelben wollen übrigens das ſeither Vorgefallene gerne der

Vergeſſenheit übergeben , und nähren die Hoffnung , Ihren getreuen

Ständen künftig nur Ihre Huld und Gewogenheit bezeigen zu können . “

Aus dieſer Schlußſtelle glaubten Viele die Hoffnung ſchöpfen zu
dürfen , daß die Gegner der Mehrheit der zweiten Kammer ihre

Angriffe beruhen laſſen , der öffentlichen Meinung das Urtheil über
die offen liegenden Verhandlungen anheim geben und der lindern
den Einwirkung der Zeit die Heilung der geſchlagenen Wunden
überlaſſen würden . Die Regierung batte das letzte Wort gehabt ,
welches in der Kammer keine Erwiderung mehr finden konnte und
in Zeitungen wie in beſonderen Abdrücken zu Tauſenden verbreitet

wurde .

Indeſſen wer jene Hoffnung hegte — ſah ſich bald enttäuſcht .
Die Beilage zur Karlsruher Zeitung vom 12. September brachte

ſchon einen ausführlichen Aufſatz gegen die zweite Kammer ; ſpäter
folgte die , vom 9. September , dem Tage , an welchem die Stän —

deverſammlung geſchloſſen wurde , datirte Schrift des Herrn Präſi —
denten des Miniſteriums des Innern , Staatsrath Freiherrn von
Rüdt : „ Ueber die Wahlen zum Landtage von 1842 . “ Zwiſchen
dieſen beiden Schriften liegen ein Artikel aus dem Murg - und Alb⸗

gau in der Beilage zur Karlsruher Zeitung vom 13. September
und eine in Frankfurt gedruckte Flugſchrift : „ Die badiſche Regie —
rung und die Landſtände im Jahre 1842 . “ Die zwei letztgenann⸗
ten Erzeugniſſe ſind in Schreibart und Stoffbehandlung nahe ver —

wandt ; ſie verhalten ſich zu den beiden erſterwähnten etwa wie der
Diener , welcher ſeinen Herrn parodirt und ſtehen ſo tief unter die
ſen , daß wir ſie nicht weiter berühren werden . Die Frankfurter
Brochüre charakteriſirt ſich am Beſten ſelbſt in dem Satze auf S . 15 :

Wir ſind ſo einfältig , der Oppoſition dieſen Beitrag zu ihrem
Triumphe zu liefern , und wünſchen nur , daß unſer Volk nicht das

vehrgeld ( ſoll wohl heißen ; die Druckkoſten ) dafür bezahlen müſſe . “
Der Aufſatz in der Karlsruher Zeitung vom 12. Septewber

welcher , wie wir vermuthen , ein Mitglied des großh . Miniſteriums
des Innern zum Verfaſſer hat , ſo wie die Schrift des Hrn . Staats⸗
raths Frhrn . v. Rüdt bemühen ſich , zu zeigen , daß theils die Eigenthüm⸗
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lichkeit unſeres Wahlgeſetzes , theils die Umtriebe der Oppoſition
das Ergebniß der Wahlen von 1842 herbeigeführt , daß die Regie⸗
rung durch die Wahlreſkripte nur eine rege Theilnahme der Beam —
ten an den Wahlen und Schutz der Wahlfreiheit gegen jene Um —
triebe bezweckt habe ; daß dagegen die Mehrheit der zweiten Kam⸗

mer in der Urlaubsfrage eine Beeinträchtigung der Rechte der Krone ,
in dem Beſchluß über die Wahlreſkripte einen verfaſſungswidrigen
Verſuch , das Richteramt gegen die Miniſter ſelbſt auszuüben , be —

gangen habe .
Dieſe Wiederholungen von Anſichten , welche in der Kammer

ſelbſt oft genug vorgetragen und eben ſo oft widerlegt worden ſind ,
können ſchwerlich darauf berechnet ſehn , einen Eindruck auf die

öffentliche Meinung in Baden zu machen . Die vielen Tauſende ,
welche den Verhandlungen gefolgt ſind , werden ihre Anſicht hier —
nach ſchon gebildet haben . Uns ſcheint daher mehr der Zweck einer

Rechtfertigung der Regierung nach einer anderen Seite hin , nach

jener Seite , woher dieſelbe nach dem Artikel in der Karlsruher
Zeitung „ der Schwäche und Inconſequenz geziehen “ wurde , jenen

Veröffentlichungen zu Grunde zu liegen .
In Baden weiß Jedermann , daß die Kammer von 1841 nicht

feindſelig gegen die Regierung geſinnt , vielmehr zu einträchtigem
Zuſammenwirken mit derſelben ausnehmend geſtimmt war . So weit

ging freilich ihre Willfährigkeit nicht , daß ſie bei der Anzeige von
der Urlaubsverweigerung an die Abg. Aſchbach und Peter und von
der Anordnung neuer Wahlen ſich beruhigt hätte . Die Kommiſſion
beſtand aus den Abg. Bader , Bekk , v. Itzſtein , Lauer , Rinde⸗

ſchwender , Sander , Speyerer , Trefurt und Völker , alſo ihrer
Mehrzahl nach aus Männern , die nicht zur Oppoſition zählten .
Der Bericht des Abg. Bekk entwickelte ſchlagend , neben dem Ge⸗

ſchichtlichen , die Gründe , warum die Kammer die von der Regie⸗
rung eingehaltene Art der Ausübung des Urlaubsrechtes nicht
gutheißen könne . Das Recht ſelbſt wurde ihr nie abgeſprochen ;
bei der Ausübung aber , gebunden an die Verfaſſung , wie die Aus⸗

übung anderer Hoheitsrechte , ſollte , bis zu geſetzlicher Erledigung
die bisherige Uebung aufrecht erhalten werden . Einſtimmig
wahrte die Kammer ihr Recht am 7. Mai 1841 , wo der Abg . Tre⸗

furt für die Anträge der Kommiſſion ſprach , wo die Miniſter er —

ſchienen , obgleich Saal und Gallerie eben ſo mit Zuhörern gefüllt
waren , wie am 19. Auguſt 1842 ; damals wurde nicht behauptet ,
daß ihre Würde ihnen nicht erlaube , in ſolchem Gedränge zu er —
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ſcheinen . Damals ſchon war die öffentliche Meinung auf der Seite

der zweiten Kammer .

Die Abg . Lauer und Speyerer waren keine Feinde , ſie waren

ergebene Freunde der Regierung . Als aber das großh . Staats

miniſterium in ſeinem Reſkripte vom 12. Mai 1841 ſich auf eine

höchſte Entſchließung berief , um die Einberufung der Abg. Aſch —
bach und Peter von der Hand zu weiſen da traten ſie aus . Sie

erkannten einen Rückſchritt und als der Abg. Lauer ſeine zweite

Wahl ausſchlug , erklärte er , daß er dem Leichenbegängniſſe Win —

ters beigewohnt habe , dem Leichenbegängniſſe ſeines Syſtems aber

nicht beiwohnen wolle und wie es ihn ſchmerze , daß die Regierung
die Perſon des Fürſten , der nur das Rechte und Gute wolle , in

den Streit gezogen habe . Dieß war es , was man mit dem Geiſte

der Verfaſſung nicht vereinbaren konnte . — Die Kammer aber hielt

ſowohl am 22. Mai nach dem zweiten Berichte des Abg. Bekk mit

allen gegen drei , ſo wie am 17. Juli auf den Bericht des Abg.
Bader mit allen gegen acht Stimmen an ihrer Rechtsüberzeugung
in der Urlaubsfrage feſt .

Hatte die Kammer die Regierung angegriffen , oder hatte ſie nicht

vielmehr durch Abwehr eines Angriffes gegen ihre eigene Exiſtenz ihre

Pflicht gethan ? Hatte ſie ein Recht der Staatsgewalt beeinträchtigt ,
oder nicht vielmehr ein ſeit 22 Jahren unangefochtenes Recht der

Kammer gewahrt , indem ſie darauf beſtand , daß bei Ausübur
n9

des Urlaubsrechts gegen die zu Abgeordneten gewählten Staatsdiener

die bisherige Uebung bis zu geſetzlicher Erledigung ſtehen bleibe

Nach der Vertagung der Kammer erſchien das Manifeſt vom 5.

Auguſt ohne Unterſchrift eines verantwortlichen Miniſters . Der Kam —

mer wird vorgeworfen , ſie habe daſſelbe „ mit Verletzung deſſen , was

ſie dem Großherzog ſchuldig iſt , mit Hintanſetzung aller verfaſſungs

mäßigen Formen “ , für unwirkſam erklärt .

In Baden kennt Jedermann die Verhandlungen der fünfundvierzig —
ſten Sitzung vom 18 . Februar 1842 . In Baden werden demnach
nicht Viele einer ſolchen Behauptung beiſtimmen . Man weiß , daß
nach Auflöſung des Landtags von 1822 ein ähnliches Manifeſt von
dem Miniſter Frhr . von Berſtett unterzeichnet , erſchienen war . Mit

Recht nannte der Abg . von Itzſtein das neue Manifeſt „eine Erſchei —

nung ohne Beiſpiel in einem Repräſentativſtaate , wo die Miniſter

verantwortlich ſind , und keine die verfaſſungsmäßigen Rechte berüh —
rende Verfügung oder ein Beſchluß ohne die Unterſchrift wenigſtens
Eines Miniſters erſcheinen darf . “ Der Herr Staatsminiſter Freiherr
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v. Blittersdorff erklärte , daß die Miniſter „ vollkommen bereit “ ſeien ,

die Verantwortlichkeit zu übernehmen . Nun erſt , nachdem die Herren
Miniſter das Manifeſt als ihr Werk anerkannt hatten , erfolgte der

Antrag und Beſchluß , daß die Kammer dem Manifeſte „ wegen der
ihm fehlenden Unterſchrift eines verantwortlichen Miniſters “ einen

verfaſſungsmäßigen Charakter und Wirkſamkeit einzuräumen nicht ver —

möge und den gegen ſie ausgeſprochenen Tadel ablehnen müſſe . Von

Seiten der Redner der Regierung wurde gegen den Antrag eingewen⸗
det , daß er eine bloße Anſicht ausdrücke , eine Behauptuug , wobei

nichts gewonnen und nur Zeit verloren werde , eine zweckloſe Wie —

derholung u. ſ. w. Niemand ſtellte dagegen die Anſicht auf , der

Antrag verletze die Ehrfurcht gegen den Fürſten und die verfaſſungs —

mäßigen Formen . Dieſe Beſchuldigung wurde ſpäter erſt erhoben , iſt

aber durch alle Reden der Vertheidiger des Antrags zum Voraus

widerlegt ; wir verweiſen nur auf den Vortrag des Abg. Bader

( Landtagszeitung S . 85 ) , welcher den Sachverhalt wahr und ein —

fach darſtellt . Die Einunddreißig , welche für den Antrag ſtimmten ,
waren weit entfernt von unloyaler Geſinnung , welche ihnen die

Geguer ! andichten ; ſie wahrten , ſo viel an ihnen lag , die Verfaſſung
gegen einen neuen Eingriff zur Verletzung der Form und zur Her —

einziehung eines erhabenen Namens in die Verhandlungen .
Die Auflöſung erfolgte , und die Wähler waren berufen , zwiſchen

dem neuen Syſteme der Herren Miniſter und den Vertretern , welche
die Verfaſſung gegen daſſelbe geſchirmt hatten , zu entſcheiden . Die

Verſetzungen dreier Staatsdiener zum offenbaren Nachtheil ihrer Per —

ſonen wie des Dienſtes , weil ſie nach Ueberzeugung geſtimmt hat⸗

ten , — die Wahlreſcripte und mehr noch die Art , wie ſie von den
Beamten an den meiſten Orten verſtanden und vollzogen wurden ,

mußten jeden Zweifel über das Syſtem , an welches ſich ſeither der

Name eines Miniſters geknüpft hat , vollends beſeitigen .
Die öffeniliche Meinung bedurfte keiner künſtlichen Bearbeitung .

Die Urlaubsverweigerungen , die Reden der Herren Miniſter , das

Manifeſt ohne Contraſignatur , die Wahlreſeripte und die Verſetzun —

gen , ſtanden als Erſcheinungen , welche in ſolchem Zuſammenhange
dem konſtitutionellen Leben in Baden neu waren , den Kommiſſions⸗

berichten der Abg . Bader und Bekk , den Erklärungen der Abg. Lauer
und Speyerer — die Niemand für Gegner der Regierung halten
wird — und den Kammerverhandlungen überhaupt gegenüber . Hier⸗
nach bildete ſich das allgemeine Urtheil , daß durch das neue mini⸗

ſterielle Syſtem die Verfaſſung in mehreren dem Volke theuern Rech⸗
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ten bedroht ſei ; hieraus erklärt ſich naturgemäß und genügend , bei

dem Grade der politiſchen Bildung des Volkes , das Ergebniß der

Wahlen .

Es liegt in der Unvollkommenheit der menſchlichen Natur , daß
wir unſere Fehler nicht gerne eingeſtehen und die Folgen , welche uns

überraſchen , ganz anderen Urſachen zuſchreiben , meiſt kleinen Neben —

umſtänden , die für ſich allein niemals eine große Wirkung hervor —

bringen können . Selbſt Staatsmänner und Geſchichtsforſcher leiden

zuweilen an dieſer Schwäche . Hat man nicht ſchon behauptet , Luther

habe die Reformation gemacht , um heirathen zu können , und an der

Julirevolution ſei lediglich die große Hitze ſchuld geweſen !
Einem ähnlichen Irrthum ſcheint uns die Anſicht zu entſpringen ,

daß die Umtriebe der Oppoſition , unterſtützt durch das Wahlgeſetz ,
das Volk verblendet und die Wahlen veranlaßt hätten .

Der erwähnte Artikel in der Karlsruher Zeitung verbreitet ſich

ausführlich über das Wahlgeſetz und es mißfällt ihm daran , daß

die große Maſſe „die leicht erregte und leicht getäuſchte “ über die

Wahl der Wahlmänner und damit über die Ernennung der

Abgeordneten ſelbſt entſcheidet . Er hält es fuͤr wünſchenswerth , wenn
die Wahlen nur in den Händen der Gebildeteren und bei der Wohl —

fahrt des Landes weſentlich Betheiligten läge . Auch die Wahl des

Abgeordneten ermangelt ihm jeder äußeren Garantie , da ſich Jeder ,
mittelſt eines Weinpatentes , zum Deputirten qualificiren kann . Hier —
nach wären es alſo die weniger Bemittelten , die Männer , welche

mehr von ihrem Erwerbe als von dem Ertrage eines Vermögens
leben , unter denen die Regierung ihre Gegner findet ; ein Wahlcen —
ſus für die Wähler , ein großes Vermögen für die Abgeordneten
würde dem neuen Syſteme der Regierung bei den letzten Wahlen
den Sieg verſchafft haben ! —

Nichts iſt irriger als dieſe Meinung , ſo gern wir zugeben , daß
ſie bei Denen , welche ſie äußern , eine aufrichtige iſt .

Wir wollen über die Licht - und Schattenſeiten des Wahlgeſetzes
und der geſetzlichen Bedingungen der Wählbarkeit nicht ſtreiten . Alle

Kammern , auch jene von 1825 und 1828 ſind aus demſelben her —⸗

vorgegangen ; bei allen hatte die Regierung eine entſchiedene Mehr —

heit, nicht nur für jede zum Beſten des Landes vorgeſchlagene ,ſon⸗
dern auch für jede andere Maßregel , deren Nutzen nicht ſo leicht

abzuſehen, wohl auch durch Vorurtheile verſchleiert war ; wir
erinnern nur an den Beitritt zum Zollverein und an den Leininger
Vertrag . Selbſt die letzte Kammer zeigte bei jedem , die materiellen
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Intereſſen beruͤhrenden Gegenſtande , ſich mehr den Anſichten der

Regierung als abweichenden Vorſchlägen der Kommiſſion oder ein⸗

zelner Mitglieder geneigt . Die Abſtimmungen bei mehreren Budget⸗

ſätzen ( Landesgeſtüt , Univerſitäten u. ſ. w. ) , über die Mitwirkung
des ſtändiſchen Ausſchuſſes bei der Anleihe , über die Einmündung
der darmſtädter Bahn in die badiſche u. a. haben den Beweis ge —

liefert . In dieſer Hinſicht hat alſo die Regierung über das Wahl —

geſetz nicht zu klagen . Wenn man aber in politiſchen , beſonders in

Verfaſſungsfragen von einem Wahlcenſus und dem Beſitze eines

großen Vermögens eine Kammer erwartet , die ſich willfähriger be —

zeigen , die es mit den in der Verfaſſung anerkannten Volksrechten

nicht ſo genau nehmen würde , — ſo wären wir ſogleich bereit , es

auf eine Probe ankommen zu laſſen , überzeugt , daß der Erfolg jene

Erwartungen vernichten würde

Eine Statiſtik der Wahlmänner und Abgeordneten , welche ſich

für und gegen das neue miniſterielle Syſtem erklärt haben , würde

unzweifelhaft ergeben , daß das Vermögen bei der Oppoſition gegen

dieſes Syſtem viel ſtärker repräſentirt iſt , während ſeine Anhänger
mehr die von Beſoldung und Handarbeit lebenden Klaſſen der Staats —

bürger vertreten .

Wenn man behauptet , daß die reichen Bürger ihren Einfluß auf

die ärmeren dazu benutzt hätten , die Stimmen derſelben den Geg —
nern des neuen Syſtems zuzuwenden , ſo gibt man damit zu , daß

die Reichen ſelbſt zu dieſen Gegnern gehören . Wir haben von libe —

raler Seite öfter den Wunſch nach einem Wahlcenſus vernommen ,

ohne ihn zu billigen ; er kam daher , weil man ſah , daß Wahlen in

entgegengeſetzter Richtung nur mit Hülfe jener Maſſe von niedern

Dienern , von Arbeitern an Straßen , öffentlichen Gebäuden , an der

Eiſenbahn , kurz durch die Stimmen der ärmeren Klaſſe durchgeſetzt
wurden . Die Minorität der zweiten Kammer iſt faſt durchgehends

aus den Wahlen der ärmſten Gegend des Landes hervorgegangen .
Was die äußeren Bedingungen der Wählbarkeit betrifft , ſo werden

ſie , man mag ſie ſetzen wie man will , niemals Demjenigen fehlen ,

der die inneren Eigenſchaften und das Vertrauen der Wähler beſtitzt.
Das Vermögen aber zeigte ſich , wir wiederholen es , auch auf dem

letzten Landtage bei der Oppoſition ſtärker vertreten , und gerade bei

mehreren der ausgezeichnetſten Mitglieder derſelben in einem Maße

vorhanden , welches jeder Anforderung überflüſſig genügt haben würde .

Es iſt demnach ein unglücklicher Gedanke , das Ergebniß der

letzten Wahlen den Beſtimmungen des Wahlgeſetzes beizumeſſen .
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Nicht minder groß iſt der Irrthum , welcher dieſes Ergebniß den

Umtrieben der Oppoſition zuſchreibt . Wir zweifeln keinen Augen⸗

blick , daß Herr Staatsrath Frhr . v. Rüdt im Ernſte glaubt , daß

die Oppoſition in der Weiſe gehandelt habe , wie er es darſtellt ; daß

er aus einzelnen Zügen , die er den Berichten der Beamten entnahm ,

das grelle Gemälde zuſammengetragen , welches die Schritte der

Regierung rechtfertigen ſoll . Nur Schade , daß dabei alles überſehen

oder nur im Vorbeigehen als unbedeutend berührt wurde , was

von Seiten einzelner Beamten Ungeeignetes geſchehen iſt . Es wird

nie gelingen , durch bloſe Nichtbeachtung der Ergebniſſe der langen
Wahldebatten dieſe Dinge aus dem Gedächtniſſe der Bürger zu

entfernen und glauben zu machen , daß die Aeußerungen eines

„ Hansjürg “ oder der ungeſchickte Eifer eines Wahlmannes , als

Muſter der Art und Weiſe gelten können , wie das badiſche Volk

die letzten Wahlen vorgenommen hat . Eben ſo unrichtig wäre die

Behauptung , daß es bei den Wahlen ſo gar tumultuariſch zuge —

gangen ſei , daß die Liberalen die Freunde der Regierung ein —

geſchüchtert hätten . Wenn die Anſtrengungen Derjenigen , welche

in entgegengeſetzten Richtungen bei den Wahlen thätig waren ,

den Erfolg hätten entſcheiden können , ſo wäre ohne Zweifel das

neue miniſterielle Syſtem Sieger geblieben . Denn was bedeuten

die von Seiten ſeiner Gegner aufgebotenen Mittel gegen die Ver —

ſprechungen und Drohungen der mit Amtsgewalt bekleideten höheren

und niederen Diener , die auf Gemeindekoſten berufenen Verſamm —

lungen , die Einſchüchterungen durch Verwendung der Polizei und

Einleitung von Unterſuchungen aller Art ; gegen den Einfluß , welchen
die Beamten auf die faſt überall zu Wahlmännern gewählten Bür⸗

germeiſter üben ? Das Größenverhältniß der gegenſeitigen Umtriebe

bezeichnete der Abg. Rindeſchwender ganz richtig , als er ſagte :
„ wenn die Oppoſition eine mit Vogeldunſt geladene Piſtole anſetzen
konnte , ſo hat dagegen die Regierung mit Kanonen geſchoſſen . “

Wäre die Preſſe für die innere Angelegenheit der Wahlen nicht
einer Richtung ausſchließlich offen , der andern verſchloſſen ge—⸗
blieben , ſo würde ſie ein getreueres Abbild der Wahlvorgänge ge⸗
liefert haben , als das iſt , welches Herr Staatsrath Frhr . v. Rüdt

aus den einſeitigen Berichten der Beamten geſchöpft hat . Wenn

Letzteres in der Kammer vorgetragen worden wäre , ſo würde es

dort eben ſo ſeine Berichtigung gefunden haben wie andere Be —

hauptungen von dieſer Seite . Den Beilagen der Schrift „ über die

Wahlen “ wären beſſer ſtyliſirte Schreiben von Staatsdienern ,
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worin das Intereſſe einer Stadt , die Ausſicht auf einen Dienſt den

Betreffenden zu Gunſten gewiſſer Kandidaten zu Gemüthe geführt

wurden , entgegengeſetzt worden .

Je mehr die Verfaſſung den Bürgern bekannt und von ihnen

begriffen , je größer die Theilnahme an den öffentlichen Angelegen —
heiten überhaupt wird , um ſo mehr wird die Regierung in Allem , was

das Wohl des Landes fördert von den Kammern und den Wählern

Anerkennung und Unterſtützung finden , um ſo weniger wird es aber

gelingen , ein Syſtem durchzuführen , welches anerkannte und bisher

ſtets geachtete Volksrechte , wie die Freiheit der Wahlen und den

Beſtand der zweiten Kammer , bedroht . Nebenumſtände , wobei die

Balken im eigenen Auge überſehen werden , ſind hiebei nicht ent —

ſcheidend , ſonſt müßte es der ganzen Macht der Regierung , dem

Einfluſſe und der Thätigkei der Beamten gelungen ſeyn , eine dem

neuen Syſtem günſtige Mehrheit in die Kammer zu ſenden . Jener

Macht und Thätigkeit gegenüber waren „ die Umtriebe der Oppoſi —

tion “ ganz unerheblich ; entſcheidend war die Einſicht des Volkes

um was es ſich bei den Wahlen handle

Daß die Kammer über die Wahlreſkripte und die Art , wie ſie

vollzogen wurden , ſo wie über die Verſetzung der Staatsdiener ,

die nach ihrer Ueberzeugung für den Antrag vom 18. Februarmg

ſtimmt hatten , ſchweigen werde , durfte wohl nicht erwartet werden .

Ein nachträglicher Verſuch , dies Alles zu rechtfertigen , muß eher

überraſchen , als der Antrag vom J. Juli , da ſelbſt unter der Mi

norität , welche gegen den Kommiſſionsantrag über die Refkripte

ſtimmte , nicht Eine Stimme die Schritte der Regierung in ihrem

ganzen Umfange billigte , mehrere dagegen Bedauern und ſelbſt Tadel

ausſprachen . Wir können unter einfacher Hinweiſung auf die Ver —

handlungen ein nochmaliges Eingehen auf Vergangenes füglich um —

gehen und der Zukunft die Beſtätigung des bereits feſtſtehenden Ur —

theils der öffentlichen Meinung überlaſſen . Wenn das Reſkript vom

26 . November 1830 , wonach die Beamten angewieſen wurden , ſich

jeder Einwirkung auf die Wahlen zu enthalten , als ein Mipgriff
dargeſtellt wird , von dem man bald zurückkommen mußte , ſo erinnern

wir an die Thatſache , daß aus dieſen Wahlen ein Landtag hervor —

gieng , welcher im Verein mit der Regierung der fruchtbarſte von

allen war , ſowohl in Beziehung auf die Abſtellung von Mißbräuchen ,
als auf Erlaſſung wohlthätiger Geſetze . Daß die Wahlreſkripte wei⸗

ter gehen als die von dem Herrn Verfaſſer der Schrift über die

Wahlen mitgetheilten Reſkripte ſeines Vorgängers , erhellt ſchon
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daraus , daß die Letzteren nur an die Vorſtände der Verwal —

tungs behörden gerichtet waren , während jene ſelbſt die Beamten

der Juſtiz , der Kirche und Schule , ja ſelbſt der Poſt mit in den

Wahlkampf zogen . Dieſer Umſtand war ſicher nicht geeignet , das

Vertrauen der Bürger zu den bei den Wahlen auftretenden Be —

amten zu befeſtigen . Bringt man damit in Verbindung , daß aus den

Erklärungen der Herren Miniſter bei der Urlaubsfrage Jedermann

abnehmen konnte , welche Beamte hinfort in die Kammer zugelaſſen ,
welche fern gehalten werden , — ſo erklärt ſich von ſelbſt die Erſchei —⸗

nung , daß diejenigen , welche allen gewählten Beamten das Recht
in die Kammer zu treten , wie bisher ſo in Zukunft gewahrt wiſſen

wollten , nunmehr keinen beſondern Eifer fühlten , die Kammer mit

Staatsdienern zu bevölkern , welche , durch den Einfluß der Beamten

gewählt , das placet der Regierung mitbringen müſſen . Der Vor⸗

wurf , daß hierin eine Inconſequenz liege , iſt demnach nicht begrün —
det. Beſitzen dieſe nach der Anſicht der Regierung „kammerfähigen “
Staatsdiener vermöge ihrer Bildung und Stellung wirklich vor vie —

len ihrer Mitbürger die Kenntniß , was dem Lande frommt Siehe
die Schrift über die Wahlen , S . 5) , ſo haben ſie dies auf dem letzten

Landtage in den Fragen des Staatskredites , der Induſtrie und des

Handels , die heut zu Tage ſo wichtig ſind , mit wenigen Ausnahmen ,
nicht bewieſen . Die Abgeordneten aus dem Bürgerſtande zeigten ſich
darin beſſer bewandert . Dagegen iſt zur Ehre der Staatsdiener an —

zuführen , daß ſie in höheren politiſchen Fragen , welche die Regierung
nicht unmittelbar empfindlich berührten , ſich faſt alle der Mehrheit
anſchloſſen , wie bei Welckers Antrag für Aufhebung der Ausnahms⸗

maßregeln des Bundes und bei dem Antrag auf Preßfreiheit .
Hat jedes Mitglied der Kammer nicht nur das Recht , ſondern

auch die Pflicht , ſeine Ueberzeugung auszuſprechen , ſo kann dieſes

Recht auch der ganzen Kammer nicht beſtritten , am wenigſten als

verfaſſungswidrig hingeſtellt werden . Dies und mehr nicht hat die
Kammer auf den Antrag des Abg. von Itzſtein , wie er ſich nach dem

Kommiſſionsberichte des Abg. Sander geſtaltete , gethan . Die Kam⸗
mer hat ihre Meinung über die Wahlreſkripte ausgeſprochen , wie ſie
bei andern Gelegenheiten ſchon öfter ihre Ueberzeugung in ihre Pro —
tokolle niedergelegt hat und es bedarf wirklich eines ſehr gekünſtelten
Drehens und Wendens , um hierin einen Richterſpruch in eigener
Sache zu finden . Beide Theile , die Regierung wie die Kammer ,
haben an die öffentliche Meinung , an das unbefangene Urtheil der

Verſtändigen , oder wie man den unſichtbaren aber unwiderſtehlich in

——
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der Geſchichte waltenden Richter bezeichnen mag , appellirt . Einen an —

dern Weg gab es für die Kammer nicht , ohne ſich vor ganz Deutſch —

land lächerlich zu machen ) . Ein bayeriſcher Staatsmann , der Fürſt

von Oettingen - Wallerſtein ſagte bei einem ähnlichen Anlaſſe , indem

er zugleich die Regierung lobte , daß ſie „politiſchen Stürmen mit voll —

ſtändiger Preßfreiheit , bezüglich auf innere Landesangelegenheiten ,
ohne den leiſeſten Hauch einer geheimen Polizei “ begegnet ſei , fol —

gende beherzigenswerthen Worte : „ Wo Verſchiedenheit der Zwecke
und Geſinnungen herrſcht , wo der phyſiſch mächtigere Theil in be —

drohlicher Abſicht gegen den mindermächtigen zu Felde zieht , da bleibt

dieſem nur die Appellation an den allgemeinen Rechtsſinn , das Zu —
hülferufen des öffentlichen Urtheils — die moraliſche Waffe nationaler

Sympathien . Und hier iſt jene Manifeſtation die beſte , welche , ohne

die Grenzen der Unterthanenpflicht und der bürgerlichen Ordnung

zu überſchreiten , am eklatanteſten zu den Gemüthern ſpricht , am lau —

teſten von ſittlichem Muthe der Unterdrückten zeugt “ ** ) . Beſſer kön⸗

nen wir den Schritt nicht bezeichnen , welchen die badiſche Kammer

zur Erfüllung ihrer Pflicht gegen die Verfaſſung , gegen Fürſt und

Volk gethan hat und zu thun vollkommen berechtigt war .

Wenn nun der Herr Verfaſſer des Aufſatzes in der Karlsruher

Zeitung vom 12 . September ſeinen Unmuth über den Beſchluß der

zweiten Kammer gegen die beiden Männer kehrt , welche den Antrag

geſtellt und im Namen der Kommiſſion den Bericht erſtattet haben ,

ſo liegt darin ein gewöhnliches Verſehen der menſchlichen Unvoll —

kommenheit , von dem Kinde , das den Stuhl ſchlägt , an demes ſich

geſtoßen , bis zum Kaiſer von China , der ſeinen Statthalter entzwei

ſägen läßt , weil er die rothen Barbaren nicht vernichtet hat . Der

Abg . v. Itzſtein , gegen welchen die heftigſten Angriffe von Seiten des

neuen Syſtems gerichtet waren , der Abg . Sander , welcher demſelben

ſein Amt hingegeben , waren vorzugsweiſe berufen , die Wortführer

der Meinung zu ſeyn , die unter den Wählern und in der Kammer

über jenes Syſtem ſich gebildet hatte . Sie werden ſich über ſolche An⸗

griffe mit dem Bewußtſeyn erfüllter Pflicht und mit der Anerkennung
unabhängiger , intelligenter Männer beruhigen .

*) Der Kommiſſionsbericht des Abg. Sander ſagte ausdrücklich , daß die Kam⸗
mer mit ihrer Erklärung die jüngſte Vergangenheit abſchließen und in
den Weg eines einträchtigen Zuſammenwirkens aller Staatsgewalten ein—
treten wollte .

%h Fürſt von Oettingen - Wallerſtein , Vortrag über die Staatsausgaben von
1835 —38 . Seite 44.
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Sollen wir endlich den vielfach ausgeſtreuten Anſchuldigungen
begegnen , die Kammer habe die koſtbare Zeit mit unfruchtbaren Dis —

kuſſionen zugebracht und für die wahren Intereſſen des Volkes wenig
denn es weiß Jedermann , daß es

kein angenehmes Geſchäft für die Kammer war , ihre Eriſtenz und die

Freiheit der Wahlen gegen Eingriffe unerhörter Art zu ſchützen . Sie

fiel in eine Zeit , wo ſchon viel gewonnen iſt , wenn Schlimmes nicht

geſchieht und Gutes nicht verloren geht . Sie verſäumte keine Ge —

legenheit, um wichtige und dringende Bedürfniſſe und Wünſche des

Landes , deren Erfüllung zum Theil ſchon längſt verheißen iſt , in Er —

innerung zu bringen . Die Motionen und Kommiſſionsanträge über

Trennung der Juſtiz von der Adminiſtration , über die Einführung
von Vergleichsgerichten , über eine Gewerbeordnung , über Verbefferung
unſeres auf halbem Wege der Entwickelung ſtehen gebliebenen Steuer —
ſyſtems ; die Aeußerungen über die Vorenthaltung des Strafgeſetzes
und eines auf Oeffentlichkeit und Mundlichkeit beruhenden Strafver⸗
fahrens ; die Erörterungen über Reviſion der Flußbaubeiträge , der

Waldſteuerkapitalien , die Erhebung der Bier - und Fleiſcharciſe und

Maßregeln gegen das überhand nehmende Brandweintrinken ; die

Verhandlungen über den Schutz und die Beförderung der Baum⸗
wollen - und Leinwand - ⸗Induſtrie , der Wein - und Eiſen⸗Produktion ,
der Pferdezucht , den Hauſirhandel , die Verzinſung der Staatsbeiträge
zu den Zehntkapitalien ; über das preußiſche Rheinoctroi , über die
Korrektion des Mains und Neckars , uͤber Anlage und Verbeſſerung
von Straßen ; alle dieſe Verhandlungen , wobei wir auch jener über
die Verhältniſſe der Lehrer noch gedenken , haben zur Genüge darge⸗
than , daß es der Regierung an Stoff zu Vorlagen nicht fehlte , daß
die Kammer wohl fähig geweſen wäre über die wichtigſten Angelegen⸗
heiten des Landes zu berathen , — was bei den Geſetzen über die

Errichtung der Eiſenbahnſchuldentilgungskaſſe und die Anleihe auch
von der Regierung anerkannt wurde . Bei allen dieſen Fragen waren
zwar , wie natürlich , verſchiedene Meinungen , aber keine Parteien in
der Kammer und die Regierung mußte ſich überzeugen , daß einem

einträchtigen Zuſammenwirken mit den Ständen durchaus kein Hin⸗
derniß im Wege ſtehe , das ſie nicht ſelbſt hineinlege . Ein ſolches Hin⸗
derniß iſt das neue Syſtem ; geht man davon ab , läßt man die Ver⸗

faſſung unangetaſtet wie früher beſtehen ,

oder nichts gethan ? Nein ,

auch ferner ihren Segen ſpenden .

dann wird ſie dem Lande

Die Berathung des Budgets trug das Gepräge patriotiſcher Ge —
ſinnung , die auch den Schein einer Feindſeligkeit gegen die Regie⸗
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rung zu vermeiden und jeden Anlaß weiterer Zerwürfniſſe zu um

gehen ſtrebte . Daher kam es , daß ſchon die Mehrbeit der Bud —

getkommiſſion Anträge verwarf , die in ihrer Mitte geſtellt wur

den , Summen , die weder nothwendig noch dringend , Ausgaben

die im Verhältniſſe zu den Beitragskräften zu hoch gegriffen ſchie —

nen , nicht zu bewilligen . So kam es ferner , daß die Kammer For —

derungen genehmigte , auf deren Strich die Kommiſſion angetragen

hatte . Man wollte der Regierung zeigen , daß die Kammer bereit

ſei , ihr überall freundlich entgegen zu kommen , wo es ohne Ver —

letzung ihrer Pflicht , die Verfaſſung zu ſchützen , geſchehen konnte . Da —

bei wurden die Arbeiten der Kommiſſion durch eine zum Tbeil über

mäßige Anſtrengung ihrer Mitglieder , namentlich ihres greiſen Vor

ſtandes v. Itzſtein , nach Möglichkeit befördert ; hierüber herrſcht bei

Allen , welche den Gang der Geſchäfte beobachten konnten , gewiß nur

Eine Meinung und wenn in ſämmtlichen Kanzleien und Rathsſälen

ſo gearbeitet würde , wie in den Kommiſſionen der Kammer , ſo würde

die Halfte der Angeſtellten das Doppelte leiſten . Den Dank für

dies bereitwillige Entgegenkommen auf dem neutralen Boden des

Staatshaushaltes liest man in dem mehrgedachten Aufſatze in der

Karlsruher Zeitung . Die „ feindſelige , die Mehrheit der zweiten

Kammer bildende Oppoſition “ wird beſchuldigt , die Budgetarbeiten ,

„ wie dies die noch mehrfach geübte Taktik iſt, “ in der Art vorge —

nommen zu haben , daß volle Zeit zu Behandlung der mannigfachen
in den Kreis der Debatten willkührlich hereingezogenen Gegenſtände

blieb ; die Verhandlungen über das Budget ſollen den Beweis lie —

fern , daß die Oppoſition „ außer Stand war , die Verwaltung mit

Grund oder auch nur in weſentlichen Punkten zu tadeln “ . — Die

Kammer hatte demnach unrecht , daß ſie den vielfachen oben angedeu —

ten Klagen und Beſchwerden über verſchiedene Verwaltungszweige
nicht durch Verweigerung von Budgetpoſitionen Nachdruck gab . Dies

mag ſeyn , aber es zeugt nicht von feindſeliger Oppoſition .

Doch , wir lieben nicht Recriminationen , die zu nichts Gutem

führen . Wir gehen daher auch nicht tiefer in das Einzelne der er —

wähnten Schriften ein , welche kein neues Material zur Beurthei —

lung des letzten Landtags liefern . Sie werden auch die Meinungen
über die Mehrheit der zweiten Kammer nicht umgeſtalten . Dieſelbe

fühlte ſich berufen , einem neuen , weſenliche Verfaſſungsrechte be—

drohenden Syſteme pflichtgemäß entgegen zu treten . Dies hat ſie

gethan und dafür haben die meiſten ihrer Mitglieder namhafte Opfer
gebracht ; im Uebrigen war ſie ſtets bereit , mit der Regierung ein —
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8Geſtaltung , Entwickelung und Gliederung des cor
porativen Elementes Oieſer conſervativſten aller conſer

vativen Grundlagen ) , ſondern in Verkümmerung , in un —

natürlicher , oft zu eng , oft zu weit zugemeſſener

Begrenzung des Geſchaffenen ſucht Darum dürf —
ten . . . Deutſchlands konſtitutionelle Männer die

Dynaſtiſchen , Deutſchlands Abſolutiſten aber bei redlichſter
Abſicht im Effekte die Antidynaſtiſchen , Umgefſ 1

vorbereitenden , wider Willen Zerſtörend

nen ſeyn . “


	Seite 47
	Seite 48
	Seite 49
	Seite 50
	Seite 51
	Seite 52
	Seite 53
	Seite 54
	Seite 55
	Seite 56
	Seite 57
	Seite 58
	Seite 59
	Seite 60
	Seite 61
	Seite 62
	Seite 63
	Seite 64
	Seite 65
	Seite 66

